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«Die Effizienz der 
Spitäler muss steigen» 
Spitaltarife Wie viel dür-
fen Spitalleistungen kosten? 
Seit der Preisüberwacher sich 
dazu geäussert hat, herrscht 
Unmut. Stefan Meierhans  
verteidigt die Basispreise. 

IntervIeW SerMîn FakI
sermin.faki@luzernerzeitung.ch

Stefan Meierhans, vor einem Jahr 
wurde die neue Spitalfinanzierung 
eingeführt. Was bedeutet dieser Sys-
temwechsel für Sie?

Stefan Meierhans: Wir haben jetzt die 
Möglichkeit, Spitäler von Basel bis Chias-
so, von St. Gallen bis Genf miteinander 
zu vergleichen. Basierend auf Kostendaten 
von Spitälern haben wir errechnet, was 
ein Spital verdienen muss, um eine qua-
litativ hochstehende, effiziente und gleich-
zeitig kostengünstige Leistung zu erbrin-
gen. Dabei haben wir nicht einmal die 
günstige Variante gewählt. Es gibt Spitäler, 
die kommen mit deutlich unter 8000 
Franken Normpreis aus. 

Sie haben mit Ihren tiefen Empfeh-
lungen zu den Spitaltarifen für einen 
landesweiten Aufschrei gesorgt. Wol-
len Sie so die Spitaldichte verringern?

Meierhans: Der Gesetzgeber verlangt von 
der Preisüberwachung, dass sie angemes-
sene Preise definiert und so dafür sorgt, 
dass die Effizienz der Spitäler steigt. 
Genau das tun wir. 

Die von Ihnen empfohlene Baserate, 
der Basispreis für eine medizinische 
Leistung, sei «inakzeptabel» und «rui-
nös» für die Spitäler, heisst es.

Meierhans: Diese Kritik kann ich nicht 
nachvollziehen. Unsere Berechnungen 
stützen sich auf die Eingaben der Spitäler, 
auf Kostenanalysen und die Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts. 

Das Kantonsspital Luzern gibt an, mit 
der von Ihnen empfohlenen Baserate 
von gut 8900 Franken jährlich 50 
Millionen Franken Verlust schreiben 
zu müssen. Das heisst: Einschränkung 
der Versorgung und Entlassungen.

Meierhans: Wie gesagt, mit unserer Ba-
serate können die Spitäler qualitativ hoch-
stehende Medizin anbieten. Wenn jemand 
über diesem Wert liegt, muss er Mass-
nahmen ergreifen. Das ist vom Gesetz-
geber so gewünscht.

Aber ist es auch zielführend?
Meierhans: Die Krankenkasse ist eine 
obligatorische Sozialversicherung und 
kein Spitalfinanzierungsgesetz. Hier geht 

es nicht um eine Erdbebenversicherung, 
bei der sich die Kunden freiwillig ent-
scheiden, ob es ihnen das Geld wert ist. 
In den Sozialversicherungen muss man 
haushälterisch mit den Mitteln umgehen 
und die Wahrscheinlichkeit minimieren, 
dass die Versicherten zu viel bezahlen. 
Die Kosten im Bereich der Grundversi-
cherung steigen seit Einführung des Kran-
kenkassenobligatoriums und nehmen 
doppelt so schnell zu wie unsere Wirt-
schaftsleistung und fünfmal so schnell 
wie die Löhne! Die Schere öffnet sich 
immer mehr. Meine Aufgabe ist es, das 
wenigstens zu dämpfen. Denn gerade für 
Familien sind die Gesundheitskosten mitt-

lerweile eine riesige Belastung. Das zeigt 
zum Beispiel der neuste Sorgenbarometer 
des Konsumentenforums. 

Sollte es nicht den Tarifpartnern über-
lassen sein, sich zu einigen? Immerhin 
müssten sich die Interessen von Spi-
tälern und Kassen so optimal aus-
balancieren.

Meierhans: Der Gesetzgeber hat das nicht 
so gesehen und darum Kontrollmechanis-
men eingebaut: Weil die Kantone mit-
zahlen und das Krankenversicherungs-
gesetz vollziehen, müssen sie die Ver-
träge genehmigen, und es besteht ein 
Rekursrecht ans Bundesverwaltungsge-
richt. Zudem müssen sie den Preisüber-
wacher als unabhängigen Gutachter an-
hören. Mit gutem Grund: Unter den 
Kassen besteht in diesem Punkt kein 
richtiger Wettbewerb.

Wieso herrscht zwischen den Kassen 
keine Konkurrenz? Sie müssen doch 
auf die Kosten schauen, um attrakti-
ve Prämien anzubieten.

Meierhans: Wenn alle Kassen ungefähr 
die gleiche Baserate für dieselbe Spital-
leistung zahlen und diese auf den Prä-
mienzahler abwälzen können, spielt deren 
Höhe keine Rolle für den Wettbewerb. 

Um es bildlich auszudrücken: Alle 
fahren mit ihren Booten auf der glei-
chen Pegelhöhe und schlagen dem 
anderen kein Loch in den Rumpf. Ich 
hätte mir mehr Kampfgeist für die 
Versicherten gewünscht, doch Kran-
kenversicherungen sind offensichtlich 
nicht in jeder Hinsicht geeignet, in der 
Grundversicherung tiefe Preise auszu-
handeln.

Dafür sollten die Kantone sorgen. 
Diese müssen die ausgehandelten 
Tarife schliesslich genehmigen.

Meierhans: Die Kantone sind Geneh-
migungsinstanz, das heisst, sie müssten 
die Tarife kritisch prüfen. Prüfen, nicht 
durchwinken. Aufgrund der Daten, die 
ich bis jetzt bekommen habe, stelle ich 
jedoch fest, dass die Kantone teils sehr 
hohe Baserates genehmigt haben. Das 
zeigt eben, dass auch die Doppelrolle 
der Kantone problematisch ist. 

Inwiefern?
Meierhans: Die Kantone sind einerseits 
als Eigentümer der Spitäler daran in-
teressiert, dass es den Spitälern gut 
geht. Es hängen ja auch Arbeitsplätze 
daran, und ausserdem werden Eigen-
tümer ineffizient arbeitender Spitäler 
nicht darum herumkommen, die Ver-
luste zu decken. Es gibt mithin einen 
manifesten geldwerten Anreiz für über-
höhte Kassentarife. Andererseits sind 
sie Anwalt der Steuerzahler und zudem 
erste Entscheidungsinstanz für die Spi-
taltarife. Da sehe ich ein gewisses 
Konfliktpotenzial. In Kombination mit 
den Krankenkassen, die bei der Grund-
versicherung keinen Gewinn machen 
dürfen, in der Zusatzversicherung hin-
gegen schon, kann es zu problemati-
schen Entscheidungen kommen.

Was meinen Sie?
Meierhans: Lassen Sie mich mit einem 
Beispiel aus der betriebswirtschaftli-
chen Theorie antworten: Wenn die 
Kasse mit den Zusatzversicherungen 
Gewinn machen kann, mit der Grund-
versicherung aber nicht, dann würde 
es ökonomisch rationalem Handeln 
entsprechen, wenn die Kasse den Spi-
tälern bei der Baserate, die über die 
Grundversicherung bezahlt wird, ent-
gegenkäme und dafür gute Konditio-
nen für die zusatzversicherten Leistun-
gen erhielte. 

HinweiS
Preisüberwacher Stefan Meierhans nimmt am 
Mittwoch, 30. Januar, an einem Podiumsge-
spräch des Luzerner Forums für Sozialversiche-
rungen und Soziale Sicherheit teil: «Umstritten: 
Fallpauschalen in Spitälern ein Jahr nach 
einführung». Das Podium findet ab 17.30 Uhr 
im Auditorium der Hochschule Luzern, 
inseliquai 12b, statt. 

«Die Kantone 
müssten die tarife 

kritisch prüfen,  
nicht durchwinken.»

SteFan MeIerhanS, 
PreISüBerWacher

Rösler hält zu Bern
Bilaterale Die eU hält die 
bilateralen verträge mit der 
Schweiz für überholt. Falsch, 
findet Philipp rösler. Diese 
hätten «durchaus Zukunft». 

sda/red. In der Diskussion um das 
künftige Verhältnis zur EU erhält die 
Schweiz überraschend Unterstützung 
aus Deutschland. Der bilaterale Weg 
funktioniere gut, sagt Philipp Rösler, 
deutscher Vizekanzler und Wirtschafts-
minister. Hier würden bisweilen Prob-
leme herbeigeredet, sagt Rösler in einem 
Interview mit der Zeitung «Sonntag». 
Die Schweiz habe sich für diesen Weg 
entschieden, «und ich meine, dieser hat 
durchaus Zukunft».

«Deutschland bleibt ein freund»
Man könne kein Land in ein System 

hineinzwingen, in das es nicht wolle; 
das gelte es zu respektieren. «Deutsch-
land ist und bleibt ein Freund der 
Schweiz und versteht ihre Situation sehr 
gut», argumentiert der FDP-Wirtschafts-
minister weiter. Die jüngsten Differenzen 
zwischen den beiden Ländern um das 

Steuerabkommen und im Fluglärm-
streit dürfe man nicht dramatisieren. 
Es könne Unterschiede in Sachfragen 
geben, aber diese könnten die 
Freundschaft nicht einfach auflösen, 
betont Rösler. Er habe sich in Davos 
mit Bundesrat Johann Schneider-
Ammann getroffen und verstehe sich 
auch «persönlich bestens» mit ihm.

Bundesrat war 
seit 1942 im Bild
HolocauSt sda. Die offizielle 
Schweiz wusste im Zweiten Weltkrieg 
von den Massentötungen in den Kon-
zentrationslagern der Nazis. Bisher 
unveröffentlichte Dokumente zeigen: 
Der Bundesrat wurde bereits 1942 
über die Verbrechen der Nazis in 
Kenntnis gesetzt. Trotzdem verschärf-
te die Schweiz damals ihre Flücht-
lingspolitik. Die «Tagesschau» des 
Schweizer Fernsehens SRF präsen-
tierte gestern Abend die diplomati-
schen Dokumente. Schweizer Diplo-
maten verfassten während der Zeit 
des Zweiten Weltkriegs Hunderte  
Briefe, Telegramme und detaillierte 
Berichte. Diese waren an den Bundes-
rat adressiert. «Ab Mai 1942 kann 
man nachweisen, dass die Ermordung 
von Juden, dass diese Information 
wirklich in Bern ankam», sagte Sascha 
Zala, Direktor Diplomatische Doku-
mente der Schweiz, im TV-Beitrag.

In zahlreichen Ländern fanden ges-
tern Gedenkanlässe für die Millionen 
Opfer des Holocaust statt, unter an-
derem auch in Auschwitz in Polen. 
Die Menschen im seinerzeit grössten 
nationalsozialistischen Vernichtungs-
lager wurden am 27. Januar 1945 von 
Soldaten der Roten Armee befreit.

Philipp Rösler, deutscher 
Vizekanzler und FDP-Chef.

 Keystone/Jean-Christophe Bott
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Rindsplätzli
à la minute
ca. 300 g In der Kühlung.
CHF 24.90/kg

2.49
pro 100 g

Einfach ALDI.

Bitte beachten Sie, dass die Spezialangebote nur in begrenzter Anzahl zur Verfügung
stehen. Es kann deshalb vorkommen, dass einzelne Produkte aufgrund einer grossen
Nachfrage schnell ausverkauft sind.
Dafür bitten wir um Ihr Verständnis. Abgabe nur in Haushaltsmengen. Alle Preise sind in
der Währung CHF angegeben. Satz- und Druckfehler vorbehalten. © 2013 ALDI SUISSE AG

Montag bis
Mittwoch
Angebote gültig
vom 28. bis 30.01.

Halbblut-/Orangen
im Kübel
frei wählbar
ca. 7 kg

Zwiebeln
gelb/rot
2/1 kg

Peperoni
rot
300 g

Peperoni
rot
300 g

1.69
pro Packung

statt 2.69

pro Packung
-37%

300 g

-.69
pro Packung

statt -.99

pro Packung
-30%

4.99
pro Kübel


